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Es gab einmal eine Partei, die war nach eigenen Angaben lange Jahre in Rödermark die

führende Oppositionspartei. Diese Partei hatte einen politischen Gegner, der traditionell

die stärkste politische Kraft vor Ort war und ist, den sie lautstark und mit aller Energie

bekämpfte. Einer der Hauptkritikpunkte war immer die „Arroganz der Macht“, die die

anderen an den Tag legten. Es gehe nicht um Inhalte, es gehe um Köpfe, um

Vorteilnahme, um Machterhalt. Man selbst sei dagegen basisdemokratisch und sehe

ausschließlich die Sache und das Wohl der Allgemeinheit im Vordergrund. Diese

Bewertung mag zeitweilig sogar der Wahrheit entsprochen haben, aber Zeiten ändern

sich bekanntlich … Heute koalieren die ehemaligen politischen Gegner miteinander –

bislang sogar ohne Zwist in der Öffentlichkeit, man hat sich mit der Arroganz der Macht

arrangiert und sehr schnell ein Verhalten an den Tag gelegt, dass sich in diesem Punkt

nicht von dem des Koalitionspartners unterscheidet.

Kommunalpolitik in Rödermark ist für kleinere Oppositionsparteien ein sehr schwieriges

Terrain geworden. Was man bei den Haushaltsdebatten in den Monaten September 2011

bis März 2012 in dieser Hinsicht erleben konnte, darüber berichtet dieser Blog.

Haushaltseinbringung und Blätterrunde

Jedes Mal im Herbst läuft Kämmerer Alexander Sturm (CDU) zur Hochform auf. Bei der

Einbringung des Haushaltes werden klar und schonungslos die Entwicklungen aufgezeigt,
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dass Dilemma vor Augen geführt, in dem Rödermark steckt, die beängstigenden

Szenarien vorgestellt, was bei einem „weiter so“ passieren würde. Jedem rational

denkenden Menschen müsste bei diesen Horrorzahlen sofort klar sein, dass es ein „weiter

so“ nicht geben darf, nicht geben kann. Dass es Einschnitte geben muss, Leistungen

wegfallen müssen, die Bürger mehr zur Kasse gebeten werden müssen. Bei der Frage,

wo soll gespart werden, sollte der Bürger mitreden dürfen, daher wurde ein Fragebogen

zum Haushaltsentwurf erstellt und an alle Haushalte Rödermarks verteilt. Die

Rücklaufquote war mit rund 1300 ausgefüllten Fragebögen geradezu sensationell hoch.

An die Haushaltseinbringung sowie das Verteilen der Haushaltsentwürfe an die

Stadtverordneten schließt sich traditionell die sogenannte Blätterrunde an, ein Termin bei

dem die Fachbereichsleitungen anwesend sind und die Stadtverordneten

Verständnisfragen zum Haushalt stellen können. Kämmerer und Finanzverwaltung baten

diesmal darum, nach Möglichkeit die Fragen vorher schriftlich einzureichen, damit die

Verwaltung sich besser vorbereiten kann.

Schaut man sich die Aufgabenfelder eines Stadtverordneten laut Hessischer

Gemeindeordnung an, steht an oberster Stelle, als wichtigste Aufgabe, die

Verabschiedung des kommunalen Haushaltes. Wir bestimmen also letztendlich darüber,

wo wie viel Geld zur Verfügung gestellt wird, um die kommunalen Aufgaben wahrnehmen

zu können. Nun weist Rödermark 2012 zum 4. Mal in Folge im Haushaltsentwurf ein

Defizit von über 8 Millionen € auf. Wenn ich als Stadtverordneter also ein

Mitverantwortung habe dafür, dass der städtische Haushalt ausgeglichen wird (steht auch

ganz oben im Gesetzestext: Die Kommune hat einen ausgeglichenen Haushalt

vorzulegen), wenn das sozusagen meine wichtigste Aufgabe ist, dann ist es für mich eine

Selbstverständlichkeit, dass ich mir den städtischen Haushalt auch genau anschaue und

Überlegungen dahingehend anstelle, wie man das Ziel erreichen kann, wie man das

Defizit verringern kann. Da ich neu bin in der Stadtverordnetenversammlung (die wir alle

nur kurz ‚Stavo’ nennen), mir also die jahrelange Erfahrung manches Kollegen fehlt,

kamen beim Durchblättern entsprechend viele Fragen auf: Warum hat sich die und die

Haushaltsposition im Vergleich zu den Vorjahren so stark geändert? Welche Aufgaben,

welche Leistungen sind hinter diesem und jenem Budget versteckt? Und, und, und…

Wenn man Sparvorschläge machen will, benötigt man einen tiefgehenden Einblick in die

Materie und um den bekommen zu können, muss man die entsprechenden Fragen

stellen. Das habe ich mit meinem Kollegen Tobias Kruger dann gemacht. Wir haben uns

hingesetzt, unsere Fragen abgestimmt, ausformuliert, formatiert und nummeriert und
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fristgerecht der Verwaltung übergeben. Am Ende waren es 71 Fragenkomplexe auf 7

Seiten Papier! Wir waren natürlich die einzige Fraktion, die überhaupt – wie gewünscht

und zwischen den Fraktionen eigentlich ausgemacht – schriftliche Fragen vorab

eingereicht hat.

Von einigen Fraktionen wurde gleich der Unmut geäußert, wir würden damit die

Verwaltung überfordern. Papperlapapp, dass ist unsere ureigenste Aufgabe! So tief, wie

dieses Mal, wurde noch nie über den Haushalt diskutiert, für die anwesenden

Stadtverordneten waren die 3 Sitzungen (so lange hat es am Ende gedauert) äußerst

informativ und auch aus der Verwaltung hat uns ein überwiegend positives Feedback

erreicht. Auf der einen Seite wurde klar, es gibt Stadtverordnete, die ihre Aufgabe ernst

nehmen, die wissen wollen, wie die Verwaltung funktioniert, auf der anderen Seite wurde

aber auch klar, dass zu große Budgets von Verwaltungsseite aus nicht mehr so leicht zu

kaschieren sein werden, wie das in der Vergangenheit vielleicht möglich war.

Was haben nun die anderen Parteien gemacht?

Freie Wähler: waren immer anwesend, haben sich viel notiert und gelegentlich eigene

Fragen gestellt.

SPD: glänzte weitestgehend durch Abwesenheit, haben insgesamt nur eine einzige Frage

gestellt.

CDU: von der zahlenmäßig größten Fraktion waren nur zwischen 2 und 5 Stadtverordnete

anwesend, außer höhnischen Kommentaren in Richtung FDP hat die CDU es geschafft,

während aller 3 Sitzungstage keine einzige eigene Frage zum Haushalt zu stellen. Der

Haushalt weist eine Unterdeckung von 9 Millionen € auf und die größte Fraktion hat keine

einzige Frage? Mich würde interessieren, wie viele Kolleginnen und Kollegen der CDU

überhaupt einen Blick in das Zahlenwerk geworfen haben…

Bleiben AL/Grüne: diese haben trotz eines Bürgermeisters in ihren Reihen, der für über

95 % des Budgets verantwortlich ist, nach uns die meisten Fragen gestellt und haben

auch zahlenmäßig ihre Kollegen aus CDU und SPD immer übertroffen.

Haushaltsanträge

Die Zeit zwischen diesen Blätterrunden und der Ausschussrunde, in der die

Haushaltsanträge der Fraktionen beraten werden sollten, war sehr kurz. In diese Zeit fiel

auch noch die Vorstellung des Ergebnisses der Bürgerbefragung zum Haushalt. Daher

hat der Ältestenrat (ein Gremium, das Formalien rund um die

Stadtverordnetenversammlung berät und beschließt) beschlossen, die Deadline zur

Abgabe der Haushaltsanträge auf den Freitag vor der Ausschusswoche (dort werden alle
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Verwaltungsvorlagen und Anträge der Fraktionen inhaltlich beraten) zu legen. Spätestens

an diesem Tag sollten alle Haushaltsanträge vorliegen.

Für uns als FDP war klar: wir können weitere 9 Millionen € neue Schulden nicht

hinnehmen, wir müssen Vorschläge machen und Möglichkeiten aufzeigen, das Defizit zu

verringern. Also haben wir eine Haushaltsklausur durchgeführt, haben uns fast jeden Tag

getroffen und beraten, haben die Vorschläge ausformuliert und begründet und haben es

tatsächlich geschafft, gemäß der interfraktionellen Absprache am Freitagabend 37

ausformulierte Anträge in der gewünschten Form abzugeben (2 weitere folgten am

Sonntag). Wer sich für die Inhalte unserer Anträge interessiert, sollte meinen Blog „die

Haushaltsanträge der FDP“ lesen. Damit waren wir die ersten! Bis zum Montag lagen

auch jeweils 3 Anträge von FWR und CDU/AL vor, die SPD schaffte es gar erst am

letzten Tag der ursprünglichen Ausschussrunde, ihre Anträge abzugeben. Soviel zum

Thema „Halten an Absprachen (Frist) aus dem Ältestenrat“.

Ein Haushaltsantrag ist rein formal ein Antrag, im Haushaltsentwurf einer Kommune eine

oder mehrere Positionen zu verändern. Dazu sollte man idealerweise das Produkt

nennen, den genauen Posten, der verändert werden soll, sowie den Betrag, um den

verändert werden soll. Eine Begründung ist nicht zwingend vorgegeben, erleichtert aber

die Debatte und ist daher Usus. Alle unsere Anträge waren nach diesem klaren Schema

formuliert, wobei die Begründungen notgedrungen (kein Geld da) teilweise identisch

waren. Jeder, der der deutschen Sprache mächtig ist, konnte nach dem Durchlesen

unserer Anträge aus jedem einen exakten Handlungsauftrag an die Verwaltung

übernehmen.

Warum ich diese Selbstverständlichkeiten überhaupt erwähne? Schauen Sie sich einmal

2 der 3 Haushaltsanträge der Koalition an! Da haben wir zum einen den sogenannten

„Konkretisierungsantrag“. Was hat es damit auf sich? Bei der Bürgerbefragung zum

Haushalt haben erstaunlich viele Bürger bei erstaunlich vielen Produkten eine

Reduzierung oder Einstellung der Zuschüsse zu diesen gefordert. Die Koalition wollte nun

dieses Bürgervotum irgendwie mit der Brechstange aufnehmen und zeigen, dass man

den Bürger ernst nimmt. Also hat man zu den 14 Produkten, die in der Wertigkeit bei den

Bürgern am schlechtesten abgeschnitten haben, einen Satz formuliert, der einen

Handlungsauftrag für den Magistrat darstellen soll. Beispiel? „Hier sind die Kosten einer

kritischen Prüfung zu unterziehen.“ Erstens sollte das eine Selbstverständlichkeit einer

Verwaltung sein, dass sie die Kosten stets und von sich aus einer kritischen Prüfung

unterzieht. Und zweitens ist das kein konkreter Handlungsauftrag, schon gar kein
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haushaltsrelevanter. Und so geht es weiter: keine Begründung, oft soll den Bürgern nur

mit erhobenem Zeigefinger erklärt werden, warum das Produkt trotz Ablehnung durch den

Bürger trotzdem wichtig ist (Frauenbeauftragte, Integration). Hätten wir als FDP so einen

„Antrag“ formuliert, hätte man in uns schon aus rein formalen Gründen um die Ohren

gehauen. Aber man hat ja die Macht, da kann man sich alles erlauben!

Es kommt aber noch besser. Ein weiterer Koalitionsantrag lautet: Produkthaushalt 2012 –

Veränderungen. Dieser „Antrag“ entspricht keinem der in Rödermark seit Jahren

einstimmig selbstgegebenen Formalien für Anträge, er enthält weder eine Begründung

noch einen Beschlusstext, vielmehr besteht er nur aus einer einfachen Tabelle mit einer

Reihe von Positionen: Produkt, Beschreibung (1 bis 5 Worte), Einsparbetrag. Dieser

Antrag hätte so nie für den Geschäftsgang zugelassen werden dürfen! Dieser Antrag ist

eine Unverschämtheit, eine blanke Verhöhnung des Parlaments! Auf die Frage, wie denn

die Verwaltung aus diesem Wisch einen exakten Handlungsauftrag ablesen will, kam vom

Kämmerer nur die Antwort: ich weiß schon, was damit gemeint ist. Bei einer 75 %-

Mehrheit kann man halt machen, was man will. Für die Opposition keine Chance, hier die

vereinbarten Rechte und Pflichten durchzusetzen. Arroganz der Macht, wie die AL noch

vor kurzer Zeit so ein Verhalten zu nennen pflegte. Uns dann auch noch – wie vom

AL/Grüne-Stadtverordneten Michael Uhe-Wilhelm mehrfach geäußert – handwerklich

schlecht gemachte Anträge vorzuwerfen, ist in diesem Zusammenhang an Dreistigkeit

schon kaum mehr zu überbieten. Liebe Kollegen, wir sind bestimmt nicht perfekt und

schon gar nicht allwissend, aber das war wirklich schlechter Stil und ich fordere Euch auf,

in Zukunft den Standard, den ihr von den kleineren Oppositionsparteien immer fordert,

wenigstens in Ansätzen selbst einzuhalten.

Haushaltsberatungen

Nun waren – sehr zum Unmut von CDU, AL/Grüne und SPD – nun mal (mit den

Unterpunkten der Koalitionsanträge) über 70 Anträge im Geschäftsgang, wie damit

umgehen? Zum einen mussten wir uns immer wieder Vorwürfe anhören bezüglich unserer

Antragsflut. Wir würden durch die benötigte Beratungszeit unnötig Sitzungsgelder

verursachen, wir würden die Verwaltung vom Arbeiten abhalten, unsere Anträge wären

die reinste Zeitverschwendung und man möge uns damit in Zukunft bitte verschonen

(Zitat Stadtverordnete und stellv. CDU-Vorsitzende Mona Reusch). Liebe Kollegen, seit

ihr noch ganz sauber? Wir sind hier die Partei, die ihrer Verantwortung am meisten

gerecht wird, die ihre Aufgaben ernst nimmt, die ohne großen Populismus versucht, die

Schieflage der Gemeindekasse wieder in Ordnung zu bekommen, die sich die meisten
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Gedanken gemacht hat, wie das möglich sein könnte, die ohne Rücksicht auf die eigene

Wählerschaft Vorschläge gemacht hat, die sich nicht scheut, unpopuläre Wahrheiten

auszusprechen.

Ich wiederhole mich ungerne, aber die Beratung und Verabschiedung des Haushaltes ist

unsere allerwichtigste, ureigenste Aufgabe. Und weil wir diese – im Gegensatz zu vielen

Kolleginnen und Kollegen – wirklich ernst nehmen, werden wir an den Pranger gestellt?

Ich habe keine Probleme damit, Kritik einzustecken, wenn ich über das Ziel hinaus

geschossen bin oder schlicht Unsinn erzählt habe, aber diesen Schuh ziehe ich mir nicht

an! Wir haben die Fragen und Anträge nicht gestellt, um die Kollegen zu ärgern oder

deren Freizeit zu schmälern, wir wollen sachlich dazu beitragen, die Schuldenpolitik

Rödermarks zu beenden und wenn das 10 Sitzungen dauert, dann dauert es 10

Sitzungen! Zeitdruck ist immer ein schlechter Ratgeber, daher sollte man sich bei diesen

wichtigen Fragen die nötige Zeit nehmen. Und bei nächsten Mal 150 sinnvolle Anträge

gestellt werden, dann muss man halt 150 Anträge beraten. Unser ausdrücklicher Dank gilt

in diesem Zusammenhang Stadtverordnetenvorsteher Jörg Rotter, der hier das

Notwendige unternommen hat, dass die Beratungen letztendlich doch in einer fairen

Weise stattfinden konnten.

Ich kann nicht versprechen, dass wir uns dem Willen der anderen Fraktionen beugen und

zur nächsten Runde weniger Fragen und Anträge stellen. Ich möchte am Ende meiner 5-

jährigen Wahlperiode ein reines Gewissen haben und wenigstens sagen können: ich habe

alles versucht. Wenn die Unvernunft der anderen stärker ist, dann ist das eben so, ich

habe mir dann jedenfalls nichts vorzuwerfen. Nur weil andere das ständige

Schuldenmachen als gegeben hinnehmen und weiter Wohlfühlanträge stellen (Stichwort

Tontäfelchen), werde ich niemals genauso denken, nicht 2013 und auch nicht 2015.

AL/Grüne stellt den Bürgermeister und die CDU stellt den Kämmerer – es ist also klar,

dass beide Parteien schon bei der Erstellung des Haushaltsentwurfes ihre wesentlichen

Punkte untergebracht haben sollten. So sind die kolportierten 500.000 € Einsparungen

durch Koalitionsanträge eher als vorkalkulierte Alibiveranstaltung zu sehen denn als

ernstgemeinte Sparanstrengung. Insofern war unsere Erwartungshaltung bezüglich der

Erfolgsaussichten unserer Anträge auch nicht sehr hoch. Man kann es sich politisch nun

mal schlecht leisten, wenn die kleine FDP Einsparmöglichkeiten von 1,5 Millionen € findet,

die man selbst übersehen hat. Uns blieb also nur die Kraft des Wortes, gute Argumente,

die man nicht widerlegen kann und die ein Ablehnen nur schwer möglich machen. In den

meisten Fällen hatten wir diese Argumente, was wir nicht erwartet haben war, dass

Abgerufen am 10.12.2025 unter https://roedermark.fdp-hessen.de/?p=10603

https://roedermark.fdp-hessen.de/?p=10603


Argumente oft überhaupt keine Rolle spielen. Man hat uns mehr oder weniger zugehört,

hat uns belächelt und dann alles abgelehnt. Irgendein Pseudoargument, eine falsche

Behauptung fiel der Koalition immer ein. Und wenn das einmal auch nicht der Fall war,

dann hat man halt einen Änderungsantrag verfasst, der das Thema abdeckt. Man kann

einem Antrag der Opposition ja unmöglich zustimmen.

Liebe Kollegen, ihr solltet euch ernsthaft fragen, ob solche politischen Spielchen mit der

Macht in der ernsten Lage, in der wir uns befinden, noch zeitgemäß sind. Wir finden, sie

sind es nicht! Daher haben wir konsequenterweise allen Koalitionsanträgen und Anträgen

der Opposition, die auf sinnvolle Art und Weise zu Ausgabensenkungen führen oder

führen können, zugestimmt – auch wenn wir unsere eigenen als zielführender ansehen.

Und wenn wir 850.000 € Einsparungen beantragt haben und die Koalition will nur 170.000

€ sparen, ja dann stimmen wir dem halt zu, denn 170.000 € weniger Schulden sind immer

noch besser als 0 € sparen und trotzig in der Ecke sitzen. Wir würden uns auch nie

hinstellen und generell alles, was von anderen Parteien kommt, nur deswegen ablehnen,

weil es eben von den anderen kommt. Nach genau dieser Devise handelt die Koalition in

ihrem ersten Jahr. In meinen Augen ist es einfach nur dumm, sich hinzustellen und zu

sagen: wir vertreten 75 % der Bevölkerung, wir wissen, was richtig und falsch ist, wir

brauchen die Ideen der restlichen 25 % nicht. Dumm und anmaßend!

Umsetzen von Beschlüssen

Zu diesem Thema passt auch ein weiterer Punkt, der zwar nicht speziell die

Haushaltsberatungen betrifft, uns immer wieder verärgert und zum Thema „Spiel mit der

Macht“ gehört: die mangelhafte Umsetzung von Beschlüssen. Der Magistrat (d.h. der

Bürgermeister mit seiner ihm untergeordneten Verwaltung) ist per Gesetz verpflichtet,

Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung schnellstmöglich umzusetzen. Eigentlich

besteht auch eine Berichtspflicht seitens des Bürgermeisters über den Stand der

Umsetzung (entweder in den Fachausschüssen oder in der Stavo). In Rödermark ist das

leider anders. Schnell umgesetzt werden nur die Beschlüsse, die der Bürgermeister

persönlich unterstützt, andere werden schon einmal auf die lange Bank geschoben oder

einfach ausgesessen, teilweise so lange, bis sich die äußeren Umstände soweit geändert

haben, dass die Stadtverordneten ihren damaligen Beschluss heute so nicht mehr

beschließen würden. Dazu kommt, dass das Berichtswesen objektiv mangelhaft ist. Viel

zu selten berichtet der Bürgermeister über den aktuellen Umsetzungsstand von

Beschlüssen. In den meisten Fällen erfahren wir Stadtverordnete nur dann Details, wenn

wir eine offizielle Anfrage stellen, warum bisher eine Umsetzung nicht sichtbar ist.
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Beispiele dafür gibt es genügend:

Errichtung einer Großküche in Rödermark. Einstimmiger Beschluss 2008, Umsetzung

2012: null. Berichterstattung des Magistrates in den 4 Jahren: einmal unaufgefordert,

einmal auf Nachfrage. Aktuell wurde der Auftrag an den Magistrat durch einen neuen

Beschluss leicht verändert bekräftigt.

Parkleitsystem für Rödermark: Einstimmiger Beschluss 2008, Umsetzung 2012: null. Hier

wurde die Verwaltung allerdings tätig, Pläne wurden erstellt und vorgestellt, Angebote

eingeholt. Es wurden aber nie die nötigen Mittel in den Haushalt eingestellt, um die Pläne

auch umsetzen zu können. Ein Antrag der FDP, nun endlich die Mittel einzustellen, um

diesen offenen einstimmigen Beschluss umsetzen zu können, wurde von allen anderen

Fraktionen abgelehnt. Das ist natürlich legitim, dann hätten diese Fraktionen aber auch im

direkten Gegenzug den Beschluss von 2008 aufheben müssen. Nur so kommt Ordnung in

das System, nur so können die gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden. Aber man hat

ja die Macht, da muss man sich ja nicht mehr an die Hessische Gemeindeordnung halten.

Der Beschluss ist also immer noch rechtskräftig und eigentlich ist der Bürgermeister

immer noch angehalten ihn umzusetzen.

Videoüberwachung an den Bahnhöfen. Ebenfalls ein nahezu einstimmiger Beschluss, der

seit 3 Jahren in der Verwaltung hängt. Hier hat es über ein Jahr gedauert, bis alle

Beteiligten sich über eine Vorgehensweise geeinigt hatten. Es wurde eine Ausschreibung

durchgeführt, die Arbeiten für den Bahnhof Ober-Roden wurden vergeben, umgesetzt ist

bis heute nicht. Berichtet wird immer nur auf Anfrage, schuld sei angeblich die

Zuständigkeitsfrage bei der deutschen Bahn. Unser Vorwurf hier: wo ein wirklicher Wille

vorhanden ist, ist auch ein Weg. Uns fehlt hier der Nachdruck seitens der Stadt.

Verkauf des Bahnhofs Ober-Roden: Beschluss vor 2 ½ Jahren, unterzeichnet ist bis heute

nichts, da immer wieder neue Probleme auftauchten (zuletzt Denkmalschutz). Berichtet

wird immer nur auf Anfrage.

Kauf des Grundstücks Ober-Rodener Str. 18: Mehrheitsbeschluss zum sofortigen Erwerb

des Grundstückes im Februar 2011, im Herbst 2011 erfahren, dass das Grundstück

immer noch nicht erworben wurde. Es mag zwar gute Gründe für den Nichterwerb

gegeben haben, am Ende mag es klug gewesen sein, denn nun kann das Grundstück

direkt an den zukünftigen Nutzer Caritas verkauft werden, aber es bleibt die Tatsache,

dass der Beschluss der Stadtverordneten-versammlung nicht umgesetzt wurde. Wenn der

Magistrat der Meinung gewesen ist, dass sich gute Gründe ergeben haben, den Stavo-

Beschluss nicht umzusetzen, so hätte er eine Vorlage in die Stavo einbringen müssen,
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diesen Beschluss wieder aufzuheben.

Wiederbesetzungssperre: Meines Wissens nach auch ein einstimmiger

Haushaltsbeschluss. Jede freiwerdende Stelle soll erst einmal eine bestimmte Zeitspanne

lang (i.d.R. 6 oder 9 Monate) nicht wieder besetzt werden. Dadurch können nicht

unerhebliche Personalmittel eingespart werden. Nun gab Bürgermeister Kern in

öffentlicher Sitzung wiederholt zu, sich nicht daran gehalten zu haben, weil es nicht ging.

Das mag zwar inhaltlich richtig sein, aber formal geht es so nicht.

Interaktive Stadtkarte: Entstanden aus einer Potenzialstudie regenerative Energien in

Rödermark wurde der Magistrat im Februar 2010 einstimmig aufgefordert, bis zur

Sommerpause 2010 ein Konzept auszuarbeiten, wie u.a. ein Solarpotenzialkatasters

erstellt werden und im Internet mit GPS-Daten jedermann zur Verfügung gestellt werden

kann. Seitdem nie mehr etwas davon gehört und erst auf meine Anfrage 2011 gehört,

dass es irgendwelche Schwierigkeiten gab. Es trifft also nicht nur CDU/FDP-Initiativen.

Die Liste ließe sich bestimmt um weitere 20 Punkte verlängern.

Ich bin zwar kein Jurist, aber ich sehe das Verhalten des Magistrates in den letzten

Jahren fast schon als Rechtsbeugung an, eindeutig nicht mit dem Gesetz konform, der

Spielraum, den der Magistrat als ausführendes Organ hat, wird ständig überschritten. Es

ist keine Ermessenssache des Bürgermeisters, ob er Beschlüsse der

Stadtverordnetenversammlung umsetzt oder nicht. Er kann gegen Beschlüsse, die er

nicht vertreten kann, Widerspruch einlegen (wovon er bekanntlich schon Gebrauch

gemacht hat), er kann eine Vorlage zum Aufheben des Beschlusses erstellen, dem die

Stadtverordnetenversammlung dann zustimmen kann, aber die Rödermarker Variante ist

vom Gesetzgeber weder vorgesehen noch gedeckt. Aber wo kein Kläger, da kein Richter.

Ich bin wie gesagt kein Jurist und definitiv kein Korinthenkacker, der penibel auf die

Einhaltung jedes Gesetzesbuchstaben achtet. Ich lasse 5 auch mal gerne gerade sein,

wenn er der Sache dienlich ist, aber wenn Beschlüsse nur noch nach Gutdünken

umgesetzt werden oder eben gar nicht, dann frage ich mich schon, was wir

Stadtverordneten eigentlich noch tun. Wozu braucht man uns noch? Was soll das Ganze,

wenn der Magistrat am Ende eh in Eigenregie das tut, was er will? Besonders für eine

Oppositionspartei, die keinen Sitz im Magistrat hat, von dieser Informationsquelle also

abgeschnitten ist, ist dieser Zustand unerträglich. Die FDP würde es daher sehr

begrüßen, wenn auch Rödermark in seinem Ratsinformationssystem ein Tool integrieren

würde, dass den Stand der Umsetzung von Beschlüssen protokolliert und zeitnah für alle

Stadtverordneten, im Idealfall auch für alle Bürger, einsichtbar macht. Wir als FDP
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überlegen uns, dieses nach der Einholung von Erfahrungen aus anderen Kommunen für

Rödermark zu beantragen.

Fazit

Was haben die Haushaltsberatungen über rund 20 Sitzungstage nun effektiv gebracht?

Für die Stadt Rödermark wenig. Das Gesamtdefizit steigt weiter rasant, wir versinken in

der Schuldenspirale, die wohl letzte Chance, hier entscheidend gegenzuwirken, wurde

von CDU und AL/Grüne vertan. Dennoch denke ich, dass die Beratungen einen hohen

Erkenntnisgewinn für Stadtverordnete und Verwaltung gebracht haben, die

Sensibilisierung für das Thema Finanzen und Gegenfinanzierung von Ausgaben ist

zweifelsohne gestiegen. Sie haben aber auch die Erkenntnis gebracht, dass mit dieser

Verwaltungsspitze wirkliche Einsparungen nicht zu realisieren sind. Auch, dass es in der

Verwaltung insgesamt an Führung fehlt. Denn nur das, was die Führung vorlebt, kann

auch nach unten durchgesetzt werden. In der Verwaltung steckt viel Potenzial, viele

Mitarbeiter prangern in privaten Gesprächen durchaus Ineffektivitäten und Bürokratie an,

haben sinnvolle Sparvorschläge, sehen die Effizienz des Systems bei weiten nicht

ausgeschöpft. Wenn aber von oben kein Reformdruck kommt, kein ernsthafter Wille

gezeigt wird, erreichen diese Ideen nur selten die nötigen Hierarchieebenen, um auch

umgesetzt zu werden. So wird das nichts.

Von der CDU bin ich wirklich enttäuscht. Weil sie zwar oft richtig redet, aber dann nicht

entsprechend handelt. Es ist alles gesagt, ändern können wir eh nichts (ohne wenigsten

einen Teil unserer vielschichtigen Wählerschaft zu verärgern), also stecken wir den Kopf

in den Sand und harren der Dinge, die da kommen. Das Statement des Kämmerers zum

kommunalen Rettungsfond ist ein Offenbarungseid, ein einziger Ausruf der eigenen Hilf-

und Ideenlosigkeit. Jetzt soll mal wieder der Bürger entscheiden, wozu die Volksvertreter

nicht in der Lage sind. Doch zu diesem Phänomen mehr im Blog „Bürgerbeteiligung –

wozu braucht man noch Volksvertreter“.

Eine weitere Erkenntnis ist sicherlich, dass man für Politik keine Argumente und kein

Hintergrundwissen braucht – für gute Politik allerdings schon. Daran wird sich auch diese

Koalition am Ende der Wahlperiode messen lassen müssen.

Rüdiger Werner

Marienstr. 19

Im April 2012

Zurück zur Übersicht
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